
 

 

 

Historische Verantwortung wahrnehmen! 

Jüdisches Leben in Deutschland schützen 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

seit dem 7. Oktober 2023 wütet der Terror 

der Hamas gegen Israel. Die Ermordung Un-

schuldiger, die Tötung ganzer Familien und 

willkürliche Geiselnahmen zeigen die men-

schenverachtende Brutalität dieser islamis-

tischen Terrorgruppe. 

Die Hamas 

setzt ihre An-

griffe gegen Is-

rael unvermin-

dert fort. Israel 

antwortet da-

rauf im Rahmen 

seines in der 

Charta der Ver-

einten Nationen 

verbrieften Rechts auf Selbstverteidigung. 

Zur gleichen Zeit tritt bei Kundgebungen 

und Demonstrationen in Deutschland Anti-

semitismus offen zu Tage, Freude über den 

Tod von Jüdinnen und Juden wird zur Schau 

gestellt. Das ist unerträglich und muss alle 

nach den Regeln des Rechtsstaats mögli-

chen Konsequenzen nach sich ziehen.  

Am Donnerstagvormittag dieser Sitzungs-

woche fand eine „Vereinbarte Debatte“ 

statt. Hier geht es zum Video: KLICK 

Sie trug den Titel „Historische Verant-

wortung wahrnehmen – Jüdisches Leben 

in Deutschland schützen“. In diese 

Debatte haben wir unseren dieswöchigen 

Leitantrag eingebracht, der insgesamt 49 

Maßnahmen zur Unterstützung Israels und 

zur Bekämpfung des Antisemitismus in 

Deutschland vorschlägt.  

Der Staat Is-

rael muss sich 

unserer unver-

rückbaren und 

anhaltenden So-

lidarität sicher 

sein. Für die Of-

fensive gegen 

die Hamas muss 

Israel die militä-

rische Unterstützung erhalten, die das Land 

zur Wiederherstellung seiner Sicherheit be-

nötigt. 

Deutschland muss zudem seinen Einfluss 

in den internationalen Organisationen gel-

tend machen und unmissverständlich Posi-

tion zugunsten des angegriffenen Staates Is-

rael beziehen. Die Enthaltung der deut-

schen Bundesregierung bei der einschlägi-

gen Resolution der Vereinten Nationen 

war und ist beschämend. 
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Denn es darf keinen Zweifel geben, wo die 

demokratischen Kräfte in Deutschland ste-

hen: An der Seite Israels und an der Seite der 

Jüdinnen und Juden in Deutschland.  

Diese Solidarität und Gewissheit müssen 

auch morgen und übermorgen noch gelten, 

wenn der Krieg im Nahen Osten länger dau-

ert oder zu Ende ist. Die Solidarität darf auch 

dann nicht nachlassen, wenn Antisemiten 

und Israelhasser ihre Parolen auf deutsche 

Straßen tragen. Deshalb fordern wir in 49 

Punkten eine wirksame Unterstützung Isra-

els und eine entschlossene Bekämpfung des 

Antisemitismus. 

 

 

Endlich: Union will menschenunwür-

dige Zustände in der Prostitution been-

den – Sexkauf bestrafen 

Anlässlich der katastrophalen Situation für 

Menschen in der Prostitution in Deutsch-

land bezieht die CDU/CSU-Bundestagsfrak-

tion klare Position für einen Paradigmen-

wechsel in Politik und Gesetzgebung in 

Form des Sexkaufverbots. 

Ich bin überzeugt: Das bisherige Prostitu-

iertenschutzgesetz ist gescheitert. Es 

schützt Prostituierte nicht. Hundertausende 

Frauen in der Zwangsprostitution werden 

unter erbärmlichen Umständen benutzt und 

erfahren Gewalt. Ihre Körper werden be- 

und gehandelt wie billige Ware. Ihr Leben ist 

zerstört, während der Menschenhandel 

blüht. Für eine sechsstellige Zahl von Frauen 

und Mädchen besteht eine faktisch totale 

Abhängigkeit von den Zuhältern, die auf 

emotionaler Manipulation, Täuschung, Dro-

hung und nicht zuletzt massiver Gewalt be-

ruht. So sind sie sexueller Ausbeutung, Ge-

walt und Missbrauch schutzlos ausgeliefert. 

Regelmäßig sind die Frauen – oft verbunden 

mit dem Entzug von Ausweispapieren – 

nicht in der Lage, sich selbst aus ihrer Situa-

tion zu befreien. 

Diese Missstände sind für uns als 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion unerträglich. 

Sie im jetzigen System zu verhindern, ist un-

möglich. Deshalb fordern wir als erste 

Fraktion im Deutschen Bundestag einen 

grundlegenden Kurswechsel. 

 

Prostitution wird es immer geben, aber mit 

einem Sexkaufverbot in deutlich kleinerem 

Umfang. Stereotype Argumente pro Legali-

tät, wonach es sich um einen freiwillig und 

selbstbestimmt ausgeübten Beruf wie jeden 

anderen handelt, oder die mit einem Sex-

kaufverbot erwartete Verlagerung ins Dun-

kelfeld greifen nicht. Prostitution findet be-

reits heute vielfach im Dunkelfeld statt. Die 

allermeisten Menschen in der Zwangspros-

titution leiden nicht nur unter ihrer individu-

ellen Situation von Abhängigkeit und Unter-

drückung, sie werden auch von der Gesell-

schaft nicht gesehen.  

Als Staat können wir Frauen nicht in der 

Prostitution, sondern nur vor der Prostitu-

tion schützen. Deshalb wollen wir die in an-

deren europäischen Staaten gemachten Er-

fahrungen nutzen und das sogenannte „Nor-

dische Modell“, also die Bestrafung des Sex-

kaufs, zu einem von Prävention und Aus-

stiegsangeboten begleiteten nationalen 

Modell für Deutschland weiterentwickeln.  

Als CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzen 

wir uns ein für die Rechte und den Schutz 

von Frauen. Wir treten mit aller Kraft ein ge-

gen den geschlechtsspezifischen Miss-

brauch von Macht, der die Geschäftsgrund-

lage der Sexindustrie ist! 

https://www.cducsu.de/themen/prostitution-menschenunwuerdige-zustaende-beseitigen
https://www.cducsu.de/themen/prostitution-menschenunwuerdige-zustaende-beseitigen
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Aktuelle Stunde „Jetzt entschiedene 

Maßnahmen zur Begrenzung der irre-

gulären Migration treffen“ 

Die Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) 

hat in der Nacht auf den 7. November 2023 

gemeinsam mit dem Bundeskanzler eine 

Reihe von Beschlüssen zur Migrationspolitik 

gefasst. Diese Beschlüsse betreffen vorran-

gig die finanzielle Beteiligung des Bundes an 

den Flüchtlingskosten, die Frage der Sozial-

leistungen für Asylsuchende sowie die Ver-

fahrensbeschleunigung und -digitalisierung. 

Der MPK voraus gingen viele Wochen, in 

denen weder das Ziel noch die konkreten 

Lösungsansätze des Bundeskanzlers in An-

betracht der drängenden Migrationskrise 

sichtbar waren. Bereits am 6. September 

2023, also vor mehr als zwei Monaten, hat 

Bundeskanzler Scholz im Plenum des Deut-

schen Bundestages der Opposition einen 

Deutschland-Pakt angeboten – ohne jedoch 

konkrete Maßnahmen vorzulegen. Wir wa-

ren gesprächsbereit – unter der Maßgabe, 

dass am Ende wirksame Maßnahmen ste-

hen, welche die Zahlen der illegalen Migra-

tion nach Deutschland senken. Insbeson-

dere unser Partei- und Fraktionsvorsitzende 

Friedrich Merz hat vom Bundeskanzler sehr 

deutlich Taten statt Worte gefordert. 

Der Bundeskanzler möchte den Eindruck 

erwecken, die Beschlüsse der MPK seien ein 

signifikanter Fortschritt auf diesem Weg – 

weshalb er sogar die Überschrift „Humani-

tät und Ordnung“ von uns entlehnt hat. 

Tatsächlich wird aber nur ein Bruchteil unse-

rer 26 Forderungen für eine wirkliche 

Wende in der Asyl- und Flüchtlingspolitik 

aufgegriffen.  

Die Beschlüsse der MPK sind deshalb nicht 

mehr als ein erster Schritt auf dem Weg zu 

einer raschen Reduzierung der irregulären 

Migration nach Deutschland. Die Einigung 

wärmt viele altbekannte Ankündigungen 

aus früheren Vereinbarungen auf, die auch 

nach Monaten noch nicht umgesetzt sind. 

Die Kraft des Bundeskanzlers zur Ände-

rung seiner Migrationspolitik scheint be-

reits beim kleinsten gemeinsamen Nenner 

erschöpft. Daher fordern wir auch weiterhin: 

Die Zahlen müssen runter!  

 

 

Unser Antrag: Für Deutschlands 

Sicherheit – nachhaltige Finanzierung 

für eine einsatzbereite und einsatzfä-

hige Bundeswehr 

Nach Ende des bipolaren Konflikts profi-

tierte Deutschland von der sogenannten 

„Friedensdividende“. Wir lebten in der Illu-

sion vom „Ende der Geschichte“, in welchem 

es keine existenziellen militärischen Bedro-

hungen mehr geben würde. Spätestens mit 

dem russischen Angriffskrieg gegen die Uk-

raine haben sich die sicherheits- und vertei-

digungspolitischen Grundannahmen jedoch 

fundamental verschoben. Deutschland 

braucht eine Bundeswehr, die die Aufgaben 

der Landes- und Bündnisverteidigung erfül-

len kann. Der Weg dahin ist steinig, der Re-

form- und Nachholbedarf immens. Neben 

ausreichend Ressourcen sind effiziente Pro-

zesse und klare Strukturen notwendig.  

 

Die „Zeitenwende“ erfordert raschen und 

einschneidenden Wandel in der Bundes-

wehr. Nur so kann auf die grundlegende La-

geänderung reagiert und die Bundeswehr 

schnellstmöglich auf die Erfordernisse der 

Landes- und Bündnisverteidigung ausge-

richtet werden. Die Verteidigungsfähigkeit 

Deutschlands gibt es dabei nicht zum Null-

tarif. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-aktuelle-stunde-irregulaere-migration-975792
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-einsatzfaehige-bundeswehr-975808
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Es erfordert eine schmerzhafte, aber drin-

gend notwendige finanzielle Unterfütte-

rung im Bundeshaushalt. Das durch alle 

NATO-Mitgliedstaaten vereinbarte Zwei-

Prozent-Ziel, also die Aufwendung von min-

destens zwei Prozent des Bruttoinlandspro-

dukts für verteidigungsrelevante Ausgaben, 

ist hierfür zentral. Die Verteidigungsausga-

ben müssen, wie vom Verteidigungsminister 

selbst gefordert, ab 2024 substanziell, d.h. 

um jährlich mindestens zehn Milliarden 

Euro erhöht werden, und zwar zusätzlich 

zum Sondervermögen. 

Wir haben die Bundesregierung dazu auf-

gefordert, dem Wort der „Zeitenwende“ 

endlich auch konkrete Taten bei der Reform 

der Bundeswehr folgen zu lassen. 

Antrag?        Abgelehnt! 

 

 

Abstimmung über den digitalen Euro 

im Bundestag bindend machen 

Am 28. Juni 2023 hat die Europäische Kom-

mission einen Vorschlag für ein gesetzliches 

Rahmenwerk für die Ausgabe eines digitalen 

Euro vorgelegt. Die Digitalisierung des Euro 

wird der weitreichendste Eingriff in unser 

Währungssystem seit der Einführung des 

Euro. Dennoch sollen nach dem Willen der 

Europäischen Kommission nationale Parla-

mente kein Mitspracherecht bei der Ent-

scheidung über Einführung und Ausgestal-

tung des digitalen Euro haben. 

 

Die Bundesregierung scheint sich die Posi-

tion der Kommission zu eigen zu machen 

und verweist lediglich auf die Möglichkeit 

zur Abgabe einer Stellungnahme durch den 

Deutschen Bundestag. Das genügt nicht. 

Mit unserem Antrag stellen wir fest: Die Ein-

führung eines digitalen Euro ist in ihrer Be-

deutung für das „System Euro“ mindestens 

gleichrangig zur Erweiterung des Währungs-

gebietes zu beurteilen – also muss der Deut-

sche Bundestag auch beteiligt werden. 

 

 

Gesetz zur Beschleunigung der Digita-

lisierung des Gesundheitswesens  

(Digital-Gesetz – DigiG) 

Das Digital-Gesetz soll den Behandlungs-

alltag für Ärztinnen und Ärzte sowie für 

Patientinnen und Patienten mit digitalen 

Lösungen vereinfachen. Zentraler Bestand-

teil des Gesetzes ist die Einrichtung der 

elektronischen Patientenakte (ePA) für alle. 

Sie soll den Austausch und die Nutzung von 

Gesundheitsdaten vorantreiben und die 

Versorgung gezielt unterstützen. Zudem 

wird das E-Rezept als verbindlicher Standard 

eingerichtet. 

Aus unserer Sicht ist der grundsätzlichen 

Zielrichtung des Gesetzentwurfes zuzustim-

men. Allerdings fehlen wichtige Bestand-

teile. Dazu gehört insbesondere ein Maß-

nahmenpaket, das Ärzte bei der Digitalisie-

rung unterstützt. 

 

 

Zitat der Woche 

«Deswegen geht es jetzt, 85 Jahre nach der 

Reichspogromnacht, darum, das Vertrauen 

der Juden in diesen Staat politisch zu recht-

fertigen – und das nicht durch Worte, son-

dern durch politische Taten, meine Damen 

und Herren.» 

(CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt in der 

Debatte zum Jüdischen Leben in Deutschland) 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-digitaler-euro-973148

